
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 18.09.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 060/2024/0048 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Undenheim 26.09.2024 8 Öff.    

 
    

 
Ergänzung Ortsbeleuchtung in Undenheim 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Bedarf an die EWR zu übermitteln und mit der Durchfüh-

rung einer Planung und Machbarkeitsuntersuchung sowie einer Kostenermittlung zu beauf-

tragen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 060/54110-096100-17-6 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 83.377,20 € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Duttenhöfer) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 

Die Fußwege zwischen der KITA-Arche Noah/Blaisy-Bas-Straße und in der Verlängerung der 
Weg Blaisy-Bas-Straße/Raiffeisenstraße gemäß Skizze unten, sind derzeit beide gänzlich 
ohne Beleuchtung. 
Ziel ist es in beiden Wegen eine Beleuchtung zu installieren. 
 

 
 
 
Weiterhin sollen 3 Lichtpunkte in der Friedrich-Ebert-Str. (Haus-Nr. 19, zwischen Haus-Nr.39 
und 43, Haus- Nr. 63) ergänzt werden. 
 
Gemäß dem 2014 geschlossenen Straßenbeleuchtungsvertrag ist die EWR Eigentümerin der 
Straßenbeleuchtung in der Ortsgemeinde Undenheim. 
 
§ 9 regelt die Verfahrensweise bei neu zu errichtenden Beleuchtungsanalgen: 
  

(1) EWR ist berechtigt und verpflichtet, den Neubau von Beleuchtungsanlagen 
durchzuführen, für den die Gemeinde einen entsprechenden Bedarf meldet. 

 
(2) Die Gemeinde bestimmt die planerischen Vorgaben für die Neubaumaßnahme. EWR 

unterbreitet der Gemeinde entsprechende Vorschläge und weist die Gemeinde auf 
Etwaige erkennbare Mängel sowie auf mögliche Verbesserungen hin, insbesondere 
durch Standardisierungen. 

 
(3) Die Pflicht zur Durchführung des Neubaus umfasst auch die Pflicht der EWR, den Strom-

anschluss herzustellen und alle dafür erforderlichen Maßnahmen durchzuführen. Die 
Einholung von etwa erforderlichen Zustimmungen Dritter ist Sache der Gemeinde. EWR 
wird die Gemeinde hierbei unterstützen. 

 
Folglich muss die Ortsgemeinde dem EWR einen Bedarf melden und die EWR muss der Ge-
meinde nach deren Vorgaben entsprechende Vorschläge unterbreiten. 
 
Der Vertrag sieht im Regelfall eine pauschale Vergütung vor. Jedoch gelten für die Leistungen 
bei Neubauten eine gesonderte Vergütungsregelung. Diese sieht vor, dass die projektbezoge-
nen Kosten in tatsächlicher Höhe der Gemeinde in Rechnung gestellt werden. (vgl. § 15 Abs. 
5 + 6) 
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Weitere Vorgehensweise: 

 

1. Bedarfsmeldung an EWR  

2. Durchführung einer Planung und Machbarkeitsuntersuchung mit Kostenermittlung 

3. Vorlage der Planung/Machbarkeit und Kostenermittlung im Gemeinderat 

4. Gegebenenfalls Freigabe der Maßnahme durch den Gemeinderat 

  
 
 


